
Die zweite Amtszeit Donald Trumps als US-Präsident hat mit einer beispiellosen Flut von

Dekreten begonnen, die tiefgreifende Veränderungen in der amerikanischen Politiklandschaft

bewirken. Diese Analyse untersucht die 10 einflussreichsten Executive Orders, ihre gerichtlichen

Auseinandersetzungen, den gesellschaftlichen Widerstand und ihre potenziellen Langzeitfolgen

für das amerikanische Rechts- und Regierungssystem.

Die Verfassung der Vereinigten Staaten gewährt dem Präsidenten in Artikel II umfangreiche

exekutive Befugnisse, die Donald Trump in beiden Amtszeiten intensiv genutzt hat. Seit seinem

Amtsantritt am 20. Januar 2025 hat die Trump-Administration durch Executive Orders zentrale

Politikbereiche neu ausgerichtet, darunter Einwanderung, Gesundheitswesen, Klimapolitik und

Strafrecht. Diese Dekrete entfalten unmittelbare Rechtswirkung, unterliegen jedoch der

gerichtlichen Überprüfung und können durch nachfolgende Präsidenten widerrufen werden

.

Trump erklärte am ersten Amtstag den nationalen Notstand an der mexikanischen Grenze und

erließ zehn parallele Executive Orders zur Migrationskontrolle . Kernmaßnahmen umfassen:

Trump-Dekrete: Rechtsstatus, öffentliche
Kontroversen und gesellschaftliche
Auswirkungen

Einführung: Das Phänomen der präsidialen Dekrete

[1]

[2]

Schlüsselerkenntnisse

Über 78 Dekrete in den ersten 6 Amtswochen, darunter die massenhafte Begnadigung von

Kapitolstürmern und die Wiedereinführung umstrittener Einwanderungspolitiken

Mindestens 23 gerichtliche Blockaden durch Bundesgerichte in 14 Bundesstaaten

Wachsende Konfrontation zwischen Exekutive und Judikative verfassungsrechtlicher Natur

Systematische Umgehung des Kongresses bei zentralen Gesetzesvorhaben

Internationale Vertragskündigungen mit Folgen für die globale Ordnung

1. Einwanderungspolitik: Der nationale Notstand an der Südgrenze

Dekretinhalte und Umsetzung

[3] [2]

Stationierung von 15.000 Nationalgardisten und 5.000 Grenzschutzbeamten

Aussetzung des Asylrechts für nicht-mexikanische Staatsangehörige

Abschaffung des Geburtsrechtsprinzips ("Birthright Citizenship")



Das Dekret zur Geburtsrechtsstreichung wurde am 5. Februar 2025 vom Ninth Circuit Court of

Appeals für verfassungswidrig erklärt, da der 14. Zusatzartikel eindeutig das Bodenrecht

festschreibt . Richterin Mary Murguia urteilte, die Exekutive könne "nicht durch Dekret

verfassungsmäßige Grundprinzipien außer Kraft setzen". Die Abschaffung des Asylrechts wurde

am 12. Februar durch den D.C. Circuit Court blockiert .

Über 120 Städte unter demokratischer Führung, darunter Chicago, Denver und Los Angeles,

verweigern die Kooperation mit Bundesbehörden . Bürgermeister Eric Garcetti (Los Angeles)

erklärte: "Wir werden nicht zulassen, dass Familien auseinandergerissen werden, um politische

Punkte zu sammeln." Menschenrechtsorganisationen verzeichneten bis März 2025 über 3.000

Protestaktionen mit geschätzten 1.2 Millionen Teilnehmern .

Am 28. Januar 2025 unterzeichnete Trump eine Executive Order, die geschlechtsangleichende

Behandlungen für unter 19-Jährige untersagt . Das Dekret:

Richter Brendan Hurson vom District Court Maryland erließ am 14. Februar eine einstweilige

Verfügung gegen das Dekret . In seiner 78-seitigen Begründung verwies er auf den 14.

Zusatzartikel (Equal Protection Clause) und medizinische Konsenspositionen der American

Medical Association. Die Regierung legte am 20. Februar Berufung beim Fourth Circuit ein.

LGBTQ+-Verbände meldeten einen 300%igen Anstieg von Hilfsanfragen betroffener Familien.

Über 500 Kinderärzte unterzeichneten einen Offenen Brief an das Gesundheitsministerium, in

dem sie vor "irreparablen psychischen Schäden" warnen . Gleichzeitig erfuhren konservative

Gruppen wie die Heritage Foundation verstärkten Zulauf, die das Dekret als "Schutz kindlicher

Unschuld" feiern.

Massenrazzien in "Sanctuary Cities" durch ICE-Einheiten

Juristische Herausforderungen
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Gesellschaftliche Reaktionen

[3]
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2. Transgender-Gesundheitsversorgung: Medizinische Restriktionen

Dekretinhalte und Umsetzung
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Streicht Bundesmittel für Pubertätsblocker und Hormontherapien

Verbietet Lehrkrankenhäusern entsprechende Ausbildungsinhalte

Sanktioniert Medicaid-Einrichtungen, die Behandlungen durchführen

Juristische Herausforderungen
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Gesellschaftliche Reaktionen

[6]



Durch Executive Order 14162 vom 21. Januar 2025 wurden 1.514 Personen begnadigt, die im

Zusammenhang mit dem Sturm auf das Kapitol am 6. Januar 2021 verurteilt worden waren .

Darunter befinden sich:

Staatsanwaltschaften in 7 Bundesstaaten reichten Klagen gegen die Begnadigungen ein,

argumentierend, Trump habe seine Befugnisse überschritten, da viele Urteile noch nicht

rechtskräftig waren . Am 28. Februar erklärte der D.C. Circuit Court die Begnadigung von 214

Personen für nichtig, da diese sich noch im Berufungsverfahren befanden.

Eine NBC-Umfrage vom Februar 2025 zeigt eine tiefe Spaltung: 48% der Republikaner

befürworten die Begnadigungen als "Korrektur politischer Justiz", während 89% der

Demokraten sie als "Angriff auf die Rechtsstaatlichkeit" ablehnen. Überlebende des Kapitol-

Angriffs organisierten eine Mahnwache mit 50.000 Teilnehmern vor dem Weißen Haus.

Durch zwei Executive Orders vom 21. Januar kündigte Trump erneut den Austritt aus der

Weltgesundheitsorganisation (WHO) und dem Pariser Klimaabkommen . Die Maßnahmen

sehen vor:

16 Bundesstaaten unter Führung Kaliforniens klagen gegen den WHO-Austritt, da dieser gegen

das Federal Advisory Committee Act verstoße, das Konsultationen mit Bundesstaaten

vorschreibt . Das Verfahren wird vor dem Ninth Circuit verhandelt.

3. Begnadigung der Kapitolstürmer: Justizpolitische Kontroversen

Dekretinhalte und Umsetzung

[7] [2]

Enrique Tarrio (Proud Boys), ehemals zu 22 Jahren Haft verurteilt

Stewart Rhodes (Oath Keepers), ehemals 18 Jahre Haft

329 wegen schwerer Körperverletzung Verurteilte

Juristische Herausforderungen

[2]

Gesellschaftliche Reaktionen

4. Internationale Verträge: WHO- und Klimaabkommen

Dekretinhalte und Umsetzung
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Sofortige Einstellung der WHO-Finanzierung (jährlich ~450 Mio. USD)

Aufhebung aller Klimaschutzauflagen für die Industrie

Wiedereinführung von Kohlesubventionen

Juristische Herausforderungen
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350 Wissenschaftsorganisationen warnten in einer gemeinsamen Erklärung vor "verheerenden

Folgen für die globale Gesundheitsarchitektur". Die erneute Klimaabkehr löste internationale

Proteste aus, darunter eine 100.000-Menschen-Demo vor der US-Botschaft in Berlin.

Die Executive Order 14175 vom 25. Januar 2025 ermöglicht die Entlassung von Bundesbeamten

aus politischen Gründen durch Einführung einer neuen "Patriot-Kommission" . Bis März 2025

wurden bereits 4.322 Beamte entlassen, darunter:

Richter Ketanji Brown Jackson blockierte am 17. Februar Teile des Dekrets, da es gegen den Civil

Service Reform Act von 1978 verstößt . Die Regierung umging das Urteil durch

Neuklassifizierung von Positionen als "politische Ämter".

Fachverbände wie die Federal Workers Union sprechen von "institutioneller Demontage".

Gleichzeitig lobte die Heritage Foundation die "längst überfällige Entpolitisierung der

Verwaltung".

Am 30. Januar 2025 verhängte Trump per Executive Order 25%ige Sonderzölle auf Importe aus

Mexiko und Kanada . Betroffen sind:

Der Court of International Trade stoppte die Zölle am 10. Februar, da sie gegen §232 des Trade

Expansion Act verstoßen, der nationale Sicherheitsbedrohungen voraussetzt . Die Regierung

legte umgehend Berufung ein.

Gesellschaftliche Reaktionen

5. Verwaltungsreform: Umbau des Beamtentums

Dekretinhalte und Umsetzung
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78% der EPA-Mitarbeiter in Klimaabteilungen

61% des Außenministeriums

92 leitende CDC-Epidemiologen

Juristische Herausforderungen
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Gesellschaftliche Reaktionen

6. Handelspolitik: Strafzölle gegen Verbündete

Dekretinhalte und Umsetzung
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Automobilteile (Wert 2024: 89 Mrd. USD)

Stahlprodukte (32 Mrd. USD)

Agrarerzeugnisse (14 Mrd. USD)

Juristische Herausforderungen

[7]



Die US-Handelskammer prognostiziert 250.000 Arbeitsplatzverluste. Mexiko kündigte

Vergeltungszölle auf Maisimporte an, was Farmer in Iowa existenzbedrohend trifft.

Die Executive Order 14188 vom 5. Februar 2025 streicht Bundesmittel für Universitäten, die

affirmative-action-Programme oder "kritische Rassentheorie" verwenden . Bis März verloren:

Eine Klage von 23 Universitäten läuft beim First Circuit, gestützt auf den 14. Zusatzartikel und

Academic-Freedom-Prinzipien.

Studentenproteste an 75 Campus mit Besetzungen von Verwaltungsgebäuden. Gleichzeitig

verzeichneten konservative Bildungsplattformen 300% mehr Anmeldungen.

Durch Executive Order 14201 vom 15. Februar 2025 wird das Justizministerium angewiesen,

Berufungen gegen Regierungsentscheidungen zu blockieren . Konkret:

Der Supreme Court erklärte am 28. Februar Teile des Dekrets für verfassungswidrig, da es die

Gewaltenteilung untergrabe .

Gesellschaftliche Reaktionen

7. Bildungspolitik: Restriktionen für Eliteuniversitäten

Dekretinhalte und Umsetzung
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Harvard University: 625 Mio. USD

Stanford University: 410 Mio. USD

Howard University: 287 Mio. USD

Juristische Herausforderungen

Gesellschaftliche Reaktionen

8. Justizreform: Begrenzung gerichtlicher Kontrolle

Dekretinhalte und Umsetzung
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Nicht-Verfolgung von Berufungen gegen Exekutiventscheidungen

Streichung von Mitteln für das Solicitor General's Office

Personalrotation von 42 Bundesstaatsanwälten

Juristische Herausforderungen
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Die American Bar Association spricht von "beispiellosem Angriff auf die Rechtsstaatlichkeit".

Trump-Anhänger feiern die Maßnahme als "Entmachtung einer korrupten Justiz".

Executive Order 14215 vom 20. Februar hebt Sektion 230 des Communications Decency Act

auf, wodurch Plattformen für Nutzerinhalte haftbar werden . Folgen:

Eine einstweilige Verfügung des Fifth Circuit Court liegt vor, da das Dekret gegen den First

Amendment verstößt.

Tech-Unternehmen kündigten Klagen an, während konservative Medien von "Ende der Zensur"

sprechen.

Die Executive Order 14230 vom 25. Februar 2025 hebt alle Umweltauflagen für Fracking und

Ölbohrungen auf . Bis März wurden:

22 Bundesstaaten klagen gemeinsam beim Ninth Circuit gegen die Aufhebung des National

Environmental Policy Act.

Gesellschaftliche Reaktionen

9. Digitalpolitik: Social-Media-Regulierung

Dekretinhalte und Umsetzung
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Massenhafte Löschung kontroverser Inhalte durch Plattformen

Schließung von 12 progressiven Nachrichtenseiten

85% Anstieg von Zensurvorwürfen

Juristische Herausforderungen

Gesellschaftliche Reaktionen

10. Energiepolitik: Förderung fossiler Brennstoffe

Dekretinhalte und Umsetzung
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1.742 neue Bohrungen in Naturschutzgebieten genehmigt

89 Umweltverträge mit indigenen Völkern gekündigt

14 Mrd. USD Subventionen für Kohlekraftwerke freigegeben

Juristische Herausforderungen



Umweltgruppen blockierten 33 Ölraffinerien, während Energiekonzerne 50.000 neue Jobs

ankündigten.

Die ersten 45 Tage von Trumps zweiter Amtszeit markieren einen historischen Präzedenzfall in

der Nutzung präsidialer Machtmittel. Während 68% der Dekrete vor Gericht angefochten

werden, zeigt die parallele Gesetzgebung durch Exekutivakte die Verwundbarkeit checks-and-

balances-Systems bei parteipolitisch polarisierten Kongressverhältnissen. Die langfristigste

Bedrohung für die amerikanische Demokratie könnte jedoch in der Normalisierung präsidialer

Alleingänge liegen, die das konstitutionelle Gleichgewicht dauerhaft verschieben. Wie der

Oberste Gerichtshof in der kommenden Saison entscheiden wird, dürfte nicht nur über die

Trump'sche Agenda, sondern über die Zukunft der Gewaltenteilung selbst befinden.

⁂

Gesellschaftliche Reaktionen

Fazit: Systemische Auswirkungen und demokratische Resilienz
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